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Bei Untersuchungen in der DDR nannten 66 Prozent der Befragten dieses Motiv als das 
für das Handeln der Gesellschaftsmitglieder wichtigste. Damit wird indirekt zugleich 
eine Selbstbewertung vorgenommen. Andererseits nannten aber auch 20 Prozent als 
das wichtigste und 29 Prozent als das zweitwichtigste Motiv die gewohnheitsmäßige 
Befolgung von Anordnungen. Furcht vor Strafe oder anderen Nachteilen wurde von 
10 Prozent für das wichtigste und von 24 Prozent für das zweit- beziehungsweise dritt- 
wichtigste Motiv rechtsgemäßen Verhaltens gehalten. Ähnliches wird über Untersuchun­
gen sowjetischer Wissenschaftler berichtet.11

Diese generelle Aussage ist eine begründete Verallgemeinerung; sie abstrahiert 
davon, daß die Prozentsätze je nach Rechtsgebiet und Rechtsforderung sowie je 
nach den demographischen Daten der Rechtssubjekte Schwankungen aufweisen. 
Die Leitung der Rechtsverwirklichung knüpft auch an diese Feststellungen an und 
organisiert eine wirksame Rechtserziehung sowie die Gestaltung entsprechender 
Bedingungen.

Für die Leitung des Prozesses der Rechtsverwirklichung ist es notwendig, die 
Menschen so zu führen, daß sie in den gesellschaftlichen Interessen, die das Recht 
verkörpert, auch ihre persönlichen erkennen und realisieren. Jüngste Untersuchun­
gen belegen empirisch, daß die Interessen der Rechtssubjekte die Bewußtseins­
inhalte und Motive wesentlich bestimmen und gewissermaßen jenes Prisma sind, 
durch das die Beziehungen der Persönlichkeit zum sozialistischen Recht gebrochen 
werden.13 Dabei basiert das sozialistische Recht selbst auf der für die sozialisti­
schen Gesellschaftsverhältnisse typischen, prinzipiellen Interessenübereinstimmung 
und bringt diese zum Ausdruck. Die Rechtsnormen tragen so dazu bei, daß die 
richtigen Motive ausgewählt und in Übereinstimmung mit ihnen Handlungen voll­
zogen werden, die den Interessen der gesellschaftlichen Entwicklung entsprechen.

Um die freiwillige und bewußte Verwirklichung der Rechtsforderungen auf der 
Grundlage gesellschaftsgemäßer Motive zu fördern, gewinnt die Rechtserziehung 
an Bedeutung. Sie soll die Bürger zur Erkenntnis von der Notwendigkeit und 
Richtigkeit der rechtlichen Verhaltensregeln führen, damit diese zur Grundlage 
ihres bewußten Handelns werden. Wichtiger Bestandteil der Rechtserziehung ist 
die Rechtspropaganda. Sie ist die zielgerichtete und systematische Verbreitung und 
Erläuterung von Rechtsanschauungen, rechtlichen Grundsätzen und von Rechts­
normen und Bestandteil staatlicher Leitungstätigkeit sowie Aufgabe der gesell­
schaftlichen Organisationen. Die Rechtspropaganda trägt dazu bei, das qualitativ 
Neue des sozialistischen Rechts gegenüber dem kapitalistischen Recht in das Be­
wußtsein der Werktätigen zu heben. Sie schließt deshalb auch die Auseinander­
setzung mit dem imperialistischen Recht und den Rechtsanschauungen und -Prak­
tiken des Imperialismus ein.

Kenntnis der Rechtsprinzipien und der konkreten juristischen Bestimmungen 
beeinflußt das rechtliche Verhalten der Bürger. Die Rechtspropaganda ist dabei 
jedoch nur eine Stufe der Umsetzung rechtlicher Verhaltensanforderungen in prak­
tisches Handeln der Menschen. Zur Informiertheit über das Recht muß notwendig 
die richtige Einstellung zu den rechtlichen Forderungen hinzutreten, bevor sie tat­
sächlich verwirklicht werden. Dabei ist zu beachten, daß die Bevölkerung die juri- 11 12

11 Vgl. H. Dettenbom/K. A. Mollnau, a. a. O., S. 71.
12 Vgl. Objektive Gesetze, Recht, Handeln, a. a. O., S. 203 ff.
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